
Kleine Anfrage
der Abgeordneten Frank Schäffler, Christian Dürr, Dr. Florian Toncar, Bettina 
Stark-Watzinger, Markus Herbrand, Katja Hessel, Grigorios Aggelidis, Renata Alt, 
Christine Aschenberg-Dugnus, Jens Beeck, Dr. Jens Brandenburg (Rhein-
Neckar), Mario Brandenburg (Südpfalz), Dr. Marco Buschmann, Carl-Julius 
Cronenberg, Britta Katharina Dassler, Hartmut Ebbing, Dr. Marcus Faber, Daniel 
Föst, Otto Fricke, Thomas Hacker, Peter Heidt, Katrin Helling-Plahr, Markus 
Herbrand, Torsten Herbst, Manuel Höferlin, Reinhard Houben, Ulla Ihnen, Olaf in 
der Beek, Gyde Jensen, Dr. Marcel Klinge, Pascal Kober, Konstantin Kuhle, Till 
Mansmann, Alexander Müller, Roman Müller-Böhm, Christian Sauter, Dr. Wieland 
Schinnenburg, Matthias Seestern-Pauly, Frank Sitta, Dr. Marie-Agnes Strack-
Zimmermann, Benjamin Strasser, Katja Suding, Linda Teuteberg, Stephan 
Thomae, Manfred Todtenhausen, Sandra Weeser, Nicole Westig und der Fraktion 
der FDP

Finanzierung von Kampagnen gegen TTIP und andere Freihandelsabkommen 
durch Mittel des Bundes und der EU-Institutionen

Das Europäische Zentrum für internationale Politische Ökonomie (ECIPE) hat 
bereits im Frühjahr 2016 die Studie „Manufacturing Discontent: The Rise to 
Power of Anti-TTIP Groups“ veröffentlicht. Die Studie kommt zu dem Schluss, 
dass ein Teil von EU-Mitteln für Nichtregierungsorganisationen (NGOs) direkt 
oder indirekt an Gruppierungen geflossen ist, die sich gegen die Handelsab-
kommen TTIP und CETA positioniert hatten (www.politico.eu/wp-content/
uploads/2016/12/2016_11_26_ECIPE-Report_Manufacturing-Discontent.pdf).
Zu einem ähnlichen Ergebnis kam die im November 2019 veröffentlichte Un-
tersuchung des Wilfried Martens Centre for European Studies, dem offiziellen 
Think Tank der European People's Party (Europäische Volkspartei EPP). Diese 
merkte u. a. an, dass finanzielle Mittel des Bundesministeriums für wirtschaftli-
che Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) und des Bundesministeriums für 
Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit (BMU) an Organisationen ge-
flossen sind, welche offizielle Mitglieder des Netzwerkes „Stop TTIP“ und 
„Stop CETA“ sind und sich in Kampagnen organisieren, die sich explizit gegen 
die europäische Handelspolitik richten (https://martenscentre.eu/publicati
ons/ngo-lobbying-trade-and-investment-accountability-and-transparency-eu-
level).
Zwei Berichte des Europäischen Parlaments (Pieper-Bericht; Schmidt-Bericht) 
sowie ein Bericht des europäischen Rechnungshofes kamen zu dem Schluss, 
dass „erhebliche Unterschiede bei der Einstufung der Empfänger von Zu-
schussfinanzierung bestanden, was eine genaue Analyse der den NGO zuge-
wiesenen Finanzmittel verhinderte“ (www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/
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STUD/2019/621798/IPOL_STU(2019)621798_EN.pdf; www.europarl.euro
pa.eu/RegData/etudes/STUD/2019/621798/IPOL_STU(2019)621798_EN.pdf; 
www.eca.europa.eu/Lists/ECADocuments/SR18_35/SR_NGO_FUND
ING_EN.pdf).

Wir fragen die Bundesregierung:
1. Hat die Bundesregierung derzeit eine Position zur Transatlantischen 

Handels- und Investitionspartnerschaft (TTIP) zwischen den USA und der 
Europäischen Union?
Wie ist die Position der Bundesregierung zu einem neuen Freihandelsab-
kommen mit den USA (https://taz.de/Gespraeche-ueber-ein-TTIP-light/!
5561501/)?

2. Hat die Bundesregierung eine Position hinsichtlich des umfassenden 
Wirtschafts- und Handelsabkommens EU-Kanada (CETA)?

3. Wie hoch waren nach Kenntnis der Bundesregierung die finanziellen Zu-
schüsse des Bundes in den letzten zehn Jahren für NGOs (bitte nach einzel-
nen Jahren aufschlüsseln)?

4. Hat die Bundesregierung eine Position zur Einschätzung des Martens Cen-
tre’s, dass Teile der finanziellen Zuschüsse des BMZ und des BMU an Orga-
nisationen geflossen sind, welche offizielle Mitglieder der Netzwerke „Stop 
TTIP“ bzw. „Stop CETA“ sowie „Netzwerk Gerechter Freihandel“ sind?
Hat die Bundesregierung Kenntnisse über die Höhe der entsprechenden För-
derung?
a) Hat die Bundesregierung darüber hinaus Kenntnisse, dass Teile der fi-

nanziellen Zuschüsse der Bundesregierung für NGOs direkt oder indirekt 
für Kampagnen gegen TTIP bzw. gegen andere Freihandelsabkommen 
eingesetzt wurden?

b) Wenn ja, wie bewertet die Bundesregierung dies?
c) Wenn ja, plant die Bundesregierung dies in Zukunft zu unterbinden?

5. Wie hoch waren nach Kenntnis der Bundesregierung die finanziellen Zu-
schüsse der Europäischen Kommission, des Europäischen Rates, des Rats 
der Europäischen Union bzw. des Europaparlaments in den letzten zehn Jah-
ren für NGOs (bitte nach einzelnen Jahren aufschlüsseln)?

6. Hat die Bundesregierung eine Position zur Einschätzung von ECIPE, dass 
finanzielle Zuschüsse der DG International Cooperation and Development 
(DEVCO) für Kampagnen gegen TTIP bzw. CETA verwendet wurden?
a) Hat die Bundesregierung darüber hinaus Kenntnisse, dass Teile der fi-

nanziellen Zuschüsse der EU-Institutionen für NGOs direkt oder indirekt 
für Kampagnen gegen TTIP bzw. gegen andere Freihandelsabkommen 
eingesetzt wurden?

b) Wenn ja, wie bewertet die Bundesregierung dies?
c) Wenn ja, plant die Bundesregierung dies in Zukunft zu unterbinden?

7. Hat die Bundesregierung eine Position zur Forderung des Martens Centre, 
dass
a) das EU-Transparenzregister zu einem zentralen System reformiert wer-

den sollte („A comprehensive reform should be conducted of the EU’s 
Transparency Register and Financial Transparency System. This should 
be done in accordance with the proposals of the Pieper Report and thus 
should include the introduction of a single, centralised system, operated 
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by the European Commission, for recording and managing NGO grant 
funding.”);

b) alle NGOs, welche EU-Mittel bekommen, die entsprechende Aufgaben-
stellung veröffentlichen sollten („All NGO recipients of EU funding 
should be required to publish the terms of reference agreed with the gran-
ting entity.”);

c) alle NGOs verpflichtet werden sollten, Informationen über ihre Vertrags-
partner offenzulegen („NGOs should be legally required to provide infor-
mation on their subcontractors in the EU’s registers.”);

d) Steuergelder nicht für a) Lobbying von zusätzlichen öffentlichen Geldern 
bzw. b) die Anstellung von externen Lobbyfirmen verwendet werden darf 
(„A new clause should be added to new and renewed grant agreements 
with EU bodies, stipulating that taxpayer funds are not to be used (a) for 
targeted lobbying for public funding for the NGO(s) in question or (b) for 
hiring lobbying firms.”)?

8. Teilt die Bundesregierung die Ergebnisse der Studien des Europäischen Par-
laments sowie des Berichts des Europäischen Rechnungshofes, dass
a) erhebliche Unterschiede bei der Einstufung der Empfänger von Zu-

schussfinanzierung bestanden, was eine genaue Analyse der den NGOs 
zugewiesenen Finanzmittel verhindere;

b) die Empfehlung der Einführung einer einzigen, zentralisierten Datenbank 
und die Entwicklung einer gemeinsamen Organisationstypologie für die 
Zuschussbegünstigten, die verwendet werden könnte, ohne dass zwangs-
läufig eine Bestimmung des Begriffs von „NGO“ erforderlich wäre;

c) die Empfehlung, dass die Kommission aufzeichnet, wie die Zuschüsse 
unter den Konsortialpartnern weiterverteilt werden?

Berlin, den 26. November 2019

Christian Lindner und Fraktion
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